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Globalalternative zu R01 „Gaza“: Gewalt dauerhaft beenden. Einen umfassenden Waffenstillstand durchsetzen 


Den Menschen helfen, die Kriegsgefahr eindämmen! 

Wir fordern eine andere Nahostpolitik!
Vor mehr als einem Jahr riegelte Israel den Gazastreifen hermetisch ab. Die Folge: Das Wirtschaftsleben kollabiert. Schwerkranken wird notwendige Behandlung verweigert, die sie nur außerhalb Gazas erhalten können. Den Krankenhäusern gehen elementare medizinische Bedarfsgüter aus. Durch die Bombardierung des Gazastreifens und dem militärischen Einmarsch durch Israel seit dem 27. Dezember 2008 eskalierte diese Blockadepolitik. 

Auslöser oder Folge der Blockade waren die zunehmenden Raketenbeschüsse israelischer Städte durch Hamaskämpfer und andere Gruppierungen. 

In den letzten sieben Jahren wurden über 10.000 Raketen aus dem Gazastreifen vor allem auf Städte wie Sderot und Kibbuzim im Süden Israels abgeschossen. Der Raketenbeschuss auf den Süden Israels hat für die dort lebende israelische Bevölkerung eine unerträgliche Situation der Bedrohung und des Terrors geschaffen. Als Folge dieser Raketenangriffe aus dem Gazastreifen heraus sind nach Angaben des Sderot Media Center 32 Israelis getötet worden, weitere 600 wurden verletzt, Tausende erlitten psychische Schäden.

Während UN und EU zum Waffenstillstand für Gaza aufriefen, blieb die Blockade weitgehend unerwähnt. Dieses vor den Augen der Weltöffentlichkeit begangene Verbrechen gegen die Menschlichkeit wurde erst vor wenigen Wochen durch den UN-Berichterstatter für die Menschenrechte in den besetzten Gebieten, den US-Amerikaner Richard Falk, erneut festgestellt. UN Generalsekretär Ban Ki-moon, rief kürzlich, noch vor dem Großangriff der israelischen Armee, zur sofortigen Erleichterung der Blockade auf, wegen „des Entzugs lebenswichtiger Versorgungsgüter und menschlicher Würde“. 

Insbesondere US- und EU-Regierungen lassen die Blockade kommentarlos zu. Sie unterstützen faktisch diese eklatante Verletzung der völkerrechtlich bindenden Genfer Konventionen, nach denen Kollektivbestrafung der Zivilbevölkerung strikt verboten ist. 

Die Verantwortlichen der Hamas für die Raketenbeschüsse sowie ihre Hintermänner und Lieferanten aus Drittländern sind anzuklagen. Das Vorgehen der Hamas, Teile der Zivilbevölkerung im Gazastreifen als vermeintlichen Schutzschild zu missbrauchen, ist zynisch und menschenverachtend.

Die schweren Verletzungen des humanitären Völkerrechts wie Angriffe auf Hilfstransporte und Ambulanzen, Behinderung des Zugangs zu und Evakuierung von Verwundeten, gezielter Beschuss von Zivilisten und der völkerrechtswidrige Gebrauch von geächteten Waffen und Munition sind ebenso wenig hinnehmbar wie die Bombardierungen von UNO-Gebäuden oder Häusern, in denen Zivilisten Schutz suchen. Diese müssen vor dem Internationalen Gerichtshof aufgeklärt und sanktioniert werden. 

Wir begrüßen die Resolution des UNO-Sicherheitsrates vom 8. Januar 2009. Wir fordern Israel und die Hamas auf, die Waffenpause einzuhalten und den ägyptischen Vermittlungsbemühungen zum Erfolg zu verhelfen. 

· Wir setzen uns für einen effektiven und international kontrollierten sofortigen Waffenstillstand und die ungehinderte und umfassende Versorgung für ganz Gaza ein.  Dieser muss enthalten:
- Einstellung des Raketenbeschusses auf Israel durch Hamas und andere Organisationen
- Beendigung der militärischen Offensive durch Israel und Rückzug aus dem Gazastreifen 
- Beendigung des Waffenschmuggels durch die Tunnel an der palästinensisch-ägyptischen Grenze

· Wir fordern die Bundesregierung auf, sich für ein Ende der Vielstimmigkeit in der EU-Nahostpolitik und für eine koordinierte Initiative der Europäischen Union einzusetzen.

Allen Parteien muss klar werden, dass Gewaltanwendung keine Gerechtigkeit, keinen Frieden und keine dauerhafte Sicherheit für die Menschen in der Region mit sich bringt, sondern nur Angst, Hass und Leid vergrößert. Das Völkerrecht bietet den Rahmen für die Konfliktlösung. Die Blockade von Gaza und Raketen auf zivile Ziele verstoßen gegen das Völkerrecht. Wir wollen dem Leiden und dem Aushungern einer Bevölkerung von 1,5 Millionen Menschen nicht tatenlos zusehen, zumal sie weiterhin unter den fortgesetzten militärischen Angriffen und ihren Folgen leidet. Mutige internationale Aktivisten aus vielen Ländern, darunter auch aus Israel, haben im Rahmen der „Free Gaza“- Kampagne mit bisher fünf Fahrten von Schiffen von Zypern nach Gaza bewiesen, dass die Blockade durchbrochen werden kann, wenn genügend öffentliche Aufmerksamkeit und Unterstützung mobilisiert wird. 

· Bündnis 90/Die Grünen unterstützen diese Aktionen. Der Bundesverband von Bündnis 90/Die Grünen wird sich finanziell und mit Aufrufen beteiligen. 

Der Gaza-Krieg hat den jahrzehntelangen ungelösten Konflikt zwischen Israelis und Palästinensern in eine noch ausweglosere Lage gebracht. Frieden rückt in weite Ferne, denn ohne Gleichstellung der Rechte der PalästinenserInnen mit denen der BürgerInnen des Staates Israel in zwei souveränen, auf friedliche Koexistenz verpflichtete Staaten wird es niemals Frieden geben. Die Bundesregierung verhindert durch ihre uneingeschränkte Unterstützung der israelischen Politik, dass Deutschland und Europa ihre Mitverantwortung für eine Lösung dieses Konflikts wahrnehmen.  

· Wir fordern deshalb eine andere deutsche Nahostpolitik, die sich am Völkerrecht orientiert und sich ernsthaft um einen dauerhaften Frieden zwischen den beiden Völkern bemüht.  

Insbesondere fordern wir die Bundesregierung auf und werden uns international dafür einsetzen, 

· die Aufhebung der Blockade des Gazastreifens und das Ende der Besetzung der palästinensischen Gebiete zu einem vordringlichen Ziel der deutschen Nahostpolitik zu machen, 

· den Abbau der völkerrechtswidrigen Sperranlagen, Siedlungen und Checkpoints auf palästinensischem Gebiet im Westjordanland zu verlangen, 

· bei der Beurteilung des Konflikts für beide Seiten gleiche Maßstäbe anzulegen: gleiche Sicherheit, gleiche Selbstbestimmung, gleiche Freizügigkeit, 

· die demokratisch gewählten VertreterInnen des palästinensischen Volkes anzuerkennen und mit ihnen zu verhandeln, auch wenn ihre politischen Vorstellungen nicht geteilt werden, 

· sich für die Freilassung der politischen Gefangenen, darunter gewählte Parlamentarier, wie auch der israelischen Soldaten einzusetzen, sowie

· eine Ächtung der gezielten Ermordung von palästinensischen PolitikerInnen zu erreichen. 

Letztlich werden wir alle unsere Möglichkeiten ausschöpfen , einen sofortigen und dauerhaften Lieferstopp von Waffen, Munition, Kriegstechniken und entsprechendem Fachwissen in die Konfliktregion zu erzwingen. Deutschland trifft über diese Waffenlieferungen eine moralische Mitschuld an den Toten des Krieges!

Frieden kann es nur geben, wenn Menschenrechte und Völkerrecht von allen Seiten respektiert werden. Dazu muss die Blockade von Gaza aufgehoben und die Raketenangriffe auf Israel unterbunden werden. Dies sind notwendige Schritte zu mehr Sicherheit und Freiheit für alle Menschen der Region. 
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